
 
 
1. Fortschreibung des Flächennutzungsplans  
der Verwaltungsgemeinschaft Bietigheim-Bissingen/Ingersheim/Tamm,  
7. Änderung 
 
 
A  Beteiligung der Behörden gemäß § 4 (2) BauGB 
 
 
 
In der Abwägungstabelle zur Änderung des Flächennutzungsplans werden nur die Punkte ab-
gehandelt, die für den Flächennutzungsplan relevant sind. Auf die Abwägungstabelle zum Be-
bauungsplan wird verwiesen. 
 
 
 

 
Behörde 

 
Stellungnahme Anmerkung Maßnahme 

 
1.  BUND Kreis-

verband Lud-
wigsburg und 
Ortsverband 
lngersheim 

 

 
Mit der dargestellten Änderung der 
Flächennutzung auf der Markung 
lngersheim sollen 3,45 ha landwirt-
schaftlicher Fläche mit bestem 
Ackerboden in gewerblich genutzte 
Fläche umgewandelt werden. 
 
Den begleitenden Unterlagen ist zu 
entnehmen, dass in Folge eine 
Vollaufsiedlung auf 15 ha ange-
strebt wird.  
 
Möglich gemacht werden soll dies 
durch einen Zweckverband mit Bie-
tigheim-Bissingen, wodurch die 
Vorgaben des Regionalverbands 
umgangen werden sollen.  
 
Bereits mit den 3,45 ha überschrei-
tet lngersheim die für sie als Wohn-
gemeinde zulässige Bedarfsfläche 
für die Eigenentwicklung.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wir lehnen diese Änderung aus 

 
Die Inanspruchnahme landwirt-
schaftlicher Flächen lässt sich 
nicht vermeiden, da die Flä-
chen, zur Sicherung von Ar-
beitsplätzen in Ingersheim, 
absolut erforderlich sind.  
 
Nicht Gegenstand der Flächen-
nutzungsplanänderung.  
 
 
 
Die Vorgaben der Regionalpla-
nung werden durch die inter-
kommunale Zusammenarbeit 
nicht umgangen, sondern um-
gesetzt. 
 
Der Gewerbeflächenbedarf der 
Gemeinde Ingersheim ist nach-
gewiesen und im Erläuterungs-
text zur Flächennutzungsplan-
änderung dargestellt. Die Auf-
stellung wurde dem Regie-
rungspräsidium bereits vorge-
legt und akzeptiert. 
EMail vom Regierungspräsidi-
um Stuttgart, vom 09.09.2013: 
„Das Regierungspräsidium 
Stuttgart als höhere Raumord-
nungsbehörde teilt mit, dass die 
Bedenken bezüglich des Be-
darfs an Gewerbeflächen in o.g. 
Planvorhaben mit dem von 
Ihnen vorgebrachten ergänzen-
den Vortrag ausgeräumt sind.“ 
Die Stellungnahme ist insoweit 
berücksichtigt. 
 
 

 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Zurückweisung 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Anlage 2 zu GA 3/2013 
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Behörde 

 
Stellungnahme Anmerkung Maßnahme 

folgenden Gründen ab:  
Der Versiegelung von weiteren 
Flächen ist Einhalt zu gebieten. 
Dieses Lippenbekenntnis aller poli-
tischen Gruppierungen muss auch 
in der Ausführung durch die Ge-
meinden konsequent befolgt wer-
den. Auch im Hinblick auf den 
Hochwasserschutz. Die aktuellen 
Ereignisse sprechen für sich.  
Bietigheim-Bissingen hat ausrei-
chend neue Gewerbeflächen. Im 
Landkreis Ludwigsburg sind ge-
werbliche Flächen keineswegs rar.  
 
Für die Sicherung des ortsansässi-
gen Gewerbes in lngersheim bedarf 
es weniger als 3,45 ha. Eine diesem 
Bedarf angepasste Erweiterung in 
Eigenregie der Gemeinde halten wir 
für akzeptabel (z.B. ohne das als 
GE1 bezeichnete Gebiet). Für die 
Erschließung muss aber der kon-
krete Bedarf anhand Vorverträge 
geklärt werden bzw. noch vorhan-
dene Brachflächen mit einbezogen 
werden.  
 
Die Vorgehensweise, durch einen 
Zweckverband die Vorgaben des 
Regionalplans zu unterlaufen, hal-
ten wir unzulässig.  
 
Die Frischluftschneise zwischen 
lngersheim und Bietigheim hat ei-
nen hohen ökologischen Wert und 
muss erhalten bleiben. Wir fordern, 
diesen Bereich besonders zu schüt-
zen.  
 
 
 
 
 
 
Die nachrichtlich gestrichelt einge-
zeichnete sogenannte „Ortsent-
lastungstraße“ bietet in diesem 
Zusammenhang keinerlei „Entlas-
tung“. Sie würde allenfalls teilweise 
eine Kompensation des zusätzlich 
durch die Erschließung neu entste-
henden Schwerverkehrs bedeuten. 
Wir fordern, diese Straße aus der 
Planung zu entfernen. Die Ausfüh-
rungen vonseiten des Landes ge-
ben dem Recht. Die vom RP ange-
ordneten Verkehrsberuhigungs-

 
Innenentwicklung ist aufgrund 
kaum vorhandener Gewerbe-
flächen in Ingersheim und Bie-
tigheim-Bissingen nur in sehr 
geringem Umfang realisierbar. 
Die Flächeninanspruchnahme 
im Anschluss an das bestehen-
de Gewerbegebiet dient der 
Standortsicherung und damit 
der Erhaltung und Entwicklung 
von Arbeitsplätzen.  
 
 
 
Die Nettobaufläche des Gebiets 
umfasst lediglich ca. 2,0 ha. Als 
Bedarf nachgewiesen sind etwa 
1,75 ha Nettobaufläche, allein 
von Firmen aus Ingersheim. 
Hinzu kommen weitere 2,0 ha 
Bedarfsflächen, durch Anfragen 
von Firmen außerhalb Ingers-
heim, die sich gerne wiederan-
siedeln bzw. neuansiedeln 
möchten. 
 
 
Die Ziele der Raumordnung 
werden durch die interkommu-
nale Zusammenarbeit nicht 
umgangen, sondern umgesetzt. 
 
Die Einwirkungen der geplanten 
Bebauung auf die Schutzgüter 
Klima und Luft sind im Umwelt-
bericht zum Bebauungsplan 
dargestellt: Die Flächen sind 
leicht nach Nordosten geneigt, 
jedoch so schwach, dass die 
dort entstehende Kaltluft nicht 
in die Siedlungsbereiche ein-
fließen und dort klimatisch wirk-
sam werden könnte. 
 
Die im Flächennutzungsplan 
eingezeichnete Teilortsumfah-
rung ist nachrichtlich übernom-
men und hat keine verbindliche 
Wirkung.  
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Zurückweisung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zurückweisung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zurückweisung 
 
 
 
 
Zurückweisung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Behörde 

 
Stellungnahme Anmerkung Maßnahme 

maßnahmen LKW-Durchfahrverbot 
in der Raumschaft und Zone 30 
haben einen wirksamen Entlas-
tungseffekt erreicht. Die Straße 
würde nicht zur Entlastung sondern 
zur Erschließung neuer Gewerbe-
flächen ihre Nutzung finden.  
 
Eine Anbindung des schon heutigen 
Gewerbegebiets „Gröninger Weg“ 
an die L1125 mit intelligenter Ver-
kehrsführung könnte eine leichte 
Entlastung der Konzkreuzung be-
wirken. 
 
 
 
 
 
 
Ergänzend verweisen wir auf unse-
re Ihnen vorliegende Stellungnahme 
vom 29.5.13 zum Bebauungsplan 
„Gröninger Weg West“. Die dort 
enthaltenen Aussagen gelten glei-
chermaßen für die Flächennut-
zungsplanänderung.  
 
Stellungnahme zum Bebauungs-
plan: 
Die Versiegelung von landschaftlich 
wertvoller Fläche ist nur gerechtfer-
tigt, wenn dies volkswirtschaftlich 
ökonomisch sinnvoll ist. Konkret 
bedeutet das, dass mit neuen Ge-
werbeflächen tatsächlich nachhaltig 
neue Arbeitsplätze geschaffen wer-
den. Dies ist in unserem Wirt-
schaftsraum schon seit geraumer 
Zeit nicht mehr der Fall. Vielmehr 
findet ein Wettbewerb statt, also 
eine Verlagerung von Standorten 
mit allen negativen Nebenerschei-
nungen, wie Industriebrachen, wei-
tere Wegstrecken für die Beschäf-
tigten und oft auch umzugsbeding-
ten Kündigungen.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Diese Anbindung wird mit der 
Erschließung des neuen Gebie-
tes ermöglicht. Der Verkehr, der 
aus Richtung Bietigheim kommt 
und das bestehende sowie das 
neue Gewerbegebiet als Ziel 
hat, kann das Gewerbegebiet 
zukünftig erreichen, ohne die 
westlich gelegene Wohnbebau-
ung und die Kreuzung zu be-
lasten. 
 
Die für den Flächennutzungs-
plan relevanten Punkte sind 
nachfolgend aufgeführt. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Flächeninanspruchnahme 
dient der Standortsicherung 
und damit der Erhaltung und 
Entwicklung von Arbeitsplätzen 
in Ingersheim.  
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zurückweisung 
 
 
 
 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
2.  Flur und Ver-

kehr Pleidels-
heim, Ingers-
heim, Frei-
berg e.V. 

 

 
Wir lehnen die Gewerbegebietser-
weiterung ab, insbesondere vor 
dem Hintergrund einer Gesamter-
weiterung auf 15,5 ha. Vor allem für 
die „Raumschaft“ Pleidelsheim, 
Ingersheim, Freiberg ist eine positi-
ve Gesamtbilanz nicht erkennbar. 
 
Jede weitere Versiegelung in der 

 
Nicht Gegenstand der Flächen-
nutzungsplanänderung.  
 
 
 
 
 
 
Die künftige Verkehrsmengen-

 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
Zurückweisung 
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Behörde 

 
Stellungnahme Anmerkung Maßnahme 

Raumschaft zieht Verkehr nach 
sich. Zusätzliche Märkte auf der 
grünen Wiese werden ebenfalls 
zusätzlichen Verkehr anziehen.  
Die Ortsdurchfahrten, vor allem von 
Pleidelsheim und lngersheim wer-
den deutlich mehr belastet, das 
mühsam erreichte LKW-
Durchfahrtsverbot und die nach-
weislichen Erfolge durch Tempo 30 
werden durch zu erwartende Ver-
kehrszunahmen ausgehebelt. Ein 
vernünftiges Verkehrskonzept be-
steht nicht (schon gar nicht für 15,5 
ha!).  
 
Die regionalplanerischen Ziele der 
Eigenentwicklung für Ingersheim 
(Stichwort „Entwicklungsachse“) 
sind durch die Gründung eines 
Zweckverbandes ebenfalls ausge-
hebelt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Weitere hochwertige Böden in der 
Region Stuttgart gehen unwieder-
bringlich verloren. Die Frischluft-
versorgung der Gemeinde Ingers-
heim wird weiter reduziert.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Da sich die Inhalte der 7. Änderung 
zur 1. Fortschreibung des Flächen-
nutzungsplanes der Verwaltungs-
gemeinschaft Bietigheim-
Bissingen/lngersheim/Tamm mit 
dem Gebiet des Bebauungsplanes 
„Gröninger Weg West“ der Gemein-
de lngersheim decken, nehmen wir 

verteilung wurde in der Ver-
kehrsuntersuchung „Gewerbe-
park Bietigheimer Weg“ des 
Büros BS-Ingenieure, Ludwigs-
burg detailliert für eine Gewer-
begebietsausweisung mit 15,5 
ha ermittelt. Eine unzumutbare 
Verkehrszunahme für die rele-
vanten Straßenabschnitte in 
Ingersheim und den Nachbar-
kommunen konnte dabei nicht 
festgestellt werden. Dies gilt 
umso mehr für den hier in Rede 
stehenden Teilabschnitt mit 
3,45 ha. 
 
Der Gewerbeflächenbedarf der 
Gemeinde Ingersheim ist nach-
gewiesen und im Erläuterungs-
text zur Flächennutzungsplan-
änderung dargestellt. Die Auf-
stellung wurde dem Regie-
rungspräsidium bereits vorge-
legt und akzeptiert. 
EMail vom Regierungspräsidi-
um Stuttgart, vom 09.09.2013: 
„Das Regierungspräsidium 
Stuttgart als höhere Raumord-
nungsbehörde teilt mit, dass die 
Bedenken bezüglich des Be-
darfs an Gewerbeflächen in o.g. 
Planvorhaben mit dem von 
Ihnen vorgebrachten ergänzen-
den Vortrag ausgeräumt sind.“ 
Die Stellungnahme ist insoweit 
berücksichtigt. 
 
Die Flächeninanspruchnahme 
dient der Standortsicherung 
und damit der Erhaltung und 
Entwicklung von Arbeitsplätzen 
in Ingersheim.  
Die Flächen sind leicht nach 
Nordosten geneigt, jedoch so 
schwach, dass die dort entste-
hende Kaltluft nicht in die Sied-
lungsbereiche einfließen und 
dort klimatisch wirksam werden 
könnte. 
 
Die für den Flächennutzungs-
plan relevanten Punkte sind 
nachfolgend aufgeführt. 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
und 
Zurückweisung 
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Behörde 

 
Stellungnahme Anmerkung Maßnahme 

Bezug auf unsere dazu abgegebe-
ne Stellungnahme vom 27.5.13. 
Diese liegt der Gemeindeverwal-
tung lngersheim bereits vor. Die 
dort enthaltenen Begründungen 
gelten auch für den Flächennut-
zungsplan. Wir bitten um Berück-
sichtigung. 
 
Stellungnahme zum Bebauungs-
plan: 
Die Gemeinde Ingersheim plant 
eine Erweiterung des Gewerbege-
biets „Gröninger Weg“ von 3,5 ha. 
Diese Erweiterung erfolgt im Be-
bauungsplan „Gröninger Weg 
West“. „Nach den momentanen 
Planungen umfasst der geplante 
„Gewerbepark“ insgesamt eine 
Bruttofläche von ca. 15,5 ha (siehe 
Aufgabenstellung BS Ingenieure, 
Gutachten S. 3.).  
Unsere Stellungnahme bezieht sich 
lediglich auf die geplante Erweite-
rung von 3,5 ha, jedoch mit dem 
mittel- oder langfristigen Entwick-
lungsziel von 15,5 ha.  
Die „Bewirtschaftung“ des Gebietes 
erfolgt über einen Zweckverband 
der Stadt Bietigheim-Bissingen und 
der Gemeinde lngersheim. Die 
Gründe beider Kommunen sind 
naheliegend: erhoffte Gewerbe-
steuereinnahmen in nicht kalkulier-
barer Höhe, Schaffung von Arbeits-
plätzen, Fläche für die Stadt Bietig-
heim, die allmählich an ihre Gren-
zen stößt. 
 
Für Pleidelsheim, lngersheim und 
Freiberg sind Verkehrszunahmen 
zu erwarten, u.a. auch als Ziel-
/Quellverkehr (BS-Ingenieure S. 14 
ff) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wir lehnen die Gewerbegebietser-
weiterung „Gröninger Weg West“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht Gegenstand der Flächen-
nutzungsplanänderung.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die künftige Verkehrsmengen-
verteilung wurde in der Ver-
kehrsuntersuchung „Gewerbe-
park Bietigheimer Weg“ des 
Büros BS-Ingenieure, Ludwigs-
burg detailliert für eine Gewer-
begebietsausweisung mit 15,5 
ha ermittelt. Eine unzumutbare 
Verkehrszunahme für die rele-
vanten Straßenabschnitte in 
Ingersheim und den Nachbar-
kommunen konnte dabei nicht 
festgestellt werden. Dies gilt 
umso mehr für den hier in Rede 
stehenden Teilabschnitt mit 
3,45 ha. 
 
Nicht Gegenstand der Flächen-
nutzungsplanänderung.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zurückweisung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Behörde 

 
Stellungnahme Anmerkung Maßnahme 

ab, insbesondere vor dem Hinter-
grund einer Gesamterweiterung auf 
15,5 ha. Weder für die Gemeinde 
Ingersheim noch für die Raumschaft 
Pleidelsheim, lngersheim, Freiberg 
ist eine positive Gesamtbilanz er-
kennbar.  
 
Die derzeit geplanten 3,5 ha sind 
bereits mehr als der Regionalplan 
für die Ingersheimer Eigenentwick-
lung zulässt.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Der Gewerbeflächenbedarf der 
Gemeinde Ingersheim ist nach-
gewiesen und im Erläuterungs-
text zur Flächennutzungsplan-
änderung dargestellt. Die Auf-
stellung wurde dem Regie-
rungspräsidium bereits vorge-
legt und akzeptiert. 
EMail vom Regierungspräsidi-
um Stuttgart, vom 09.09.2013: 
„Das Regierungspräsidium 
Stuttgart als höhere Raumord-
nungsbehörde teilt mit, dass die 
Bedenken bezüglich des Be-
darfs an Gewerbeflächen in o.g. 
Planvorhaben mit dem von 
Ihnen vorgebrachten ergänzen-
den Vortrag ausgeräumt sind.“ 
Die Stellungnahme ist insoweit 
berücksichtigt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
 

 
3.  Landesnatur-

schutzver-
band 

 

 
Diese Flächennutzungsplanände-
rung soll es der Gemeinde Ingers-
heim ermöglichen, mehr Gewerbe-
fläche auszuweisen, als ihr nach 
dem gültigen Regionalplan zusteht. 
Aufgrund seiner infrastrukturellen 
Situation wird Ingersheim zu Recht 
als Wohngemeinde mit Eigenent-
wicklung ausgewiesen. Die jetzt 
vorgesehene Erweiterung des Ge-
werbegebietes Gröninger Weg nach 
Westen um 3,45 ha überschreitet 
bereits den für die Eigenentwicklung 
zulässigen Bedarf.  
 
 
 
 
 
 
 
Die Vorgaben des Regionalplanes 
sollen dadurch umgangen werden, 
dass die 3,45 ha (später 15 ha!) als 
interkommunales Gewerbegebiet 
von Ingersheim und Bietigheim-
Bissingen deklariert werden. 
 

 
Der Gewerbeflächenbedarf der 
Gemeinde Ingersheim ist nach-
gewiesen und im Erläuterungs-
text zur Flächennutzungsplan-
änderung dargestellt. Die Auf-
stellung wurde dem Regie-
rungspräsidium bereits vorge-
legt und akzeptiert. 
EMail vom Regierungspräsidi-
um Stuttgart, vom 09.09.2013: 
„Das Regierungspräsidium 
Stuttgart als höhere Raumord-
nungsbehörde teilt mit, dass die 
Bedenken bezüglich des Be-
darfs an Gewerbeflächen in o.g. 
Planvorhaben mit dem von 
Ihnen vorgebrachten ergänzen-
den Vortrag ausgeräumt sind.“ 
Die Stellungnahme ist insoweit 
berücksichtigt. 
 
Die Ziele der Regionalplanung 
werden durch die interkommu-
nale Zusammenarbeit nicht 
umgangen, sondern umgesetzt. 
 
 
 

 
Berücksichtigung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zurückweisung 
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Behörde 

 
Stellungnahme Anmerkung Maßnahme 

Diese Vorgehensweise wird aus 
folgenden Gründen abgelehnt:  
Im Kreis Ludwigsburg gibt es ca. 
100 ha voll erschlossene aber nicht 
genutzte Gewerbeflächen. Aus 
Gründen des Flächenverbrauchs 
sind zuerst diese Flächen heranzu-
ziehen. 

 
Die Stadt Bietigheim-Bissingen hat 
ausreichend neue Gewerbeflächen 
durch ihre Beteiligung am Gewer-
begebiet Eichwald. 

 
 
 
 
 
 
 
 

Einem Zusammenwachsen der 
Gewerbegebiete Büttenwiesen-Ost 
und Gröninger Weg darf kein weite-
rer Vorschub geleistet werden. Die 
dort verlaufende Frischluftschneise 
muss erhalten bleiben. Nach Mei-
nung des LNV hätte der Regional-
plan zwischen Bietigheim-Bissingen 
und Ingersheim eine Grünzäsur 
ausweisen müssen. 

 
Eine Bebauung dieses Gebietes 
führt zu zusätzlichem Verkehr, der 
die in Ingersheim und Pleidelsheim 
durch Tempo 30 und LKW-
Durchfahrtsverbot erreichte Ver-
kehrsentlastung gefährdet. 
 

Die Flächeninanspruchnahme 
dient der Standortsicherung 
und damit der Erhaltung und 
Entwicklung von Arbeitsplätzen 
in Ingersheim.  
 
 
 
 
Die Gewerbeflächen, die in 
Ingersheim ausgewiesen wer-
den sollen, sind für kleinere 
Gewerbe- und Handwerksbe-
triebe vorgesehen. Das Gewer-
begebiet Eichwald dagegen, ist 
ein im Regionalplan ausgewie-
senes Schwerpunktgebiet für 
„erheblich belästigende Gewer-
bebetriebe und Logistikbetrie-
be“.  
 
Eine weitergehende Erweite-
rung nach Westen, ist aufgrund 
des bestehenden Landschafts-
schutzgebiets sowie des regio-
nalen Grünzugs nicht realisier-
bar.  
 
 
 
 
 
Die künftige Verkehrsmengen-
verteilung wurde in der Ver-
kehrsuntersuchung „Gewerbe-
park Bietigheimer Weg“ des 
Büros BS-Ingenieure, Ludwigs-
burg detailliert für eine Gewer-
begebietsausweisung mit 15,5 
ha ermittelt. Eine unzumutbare 
Verkehrszunahme für die rele-
vanten Straßenabschnitte in 
Ingersheim und den Nachbar-
kommunen konnte dabei nicht 
festgestellt werden. Dies gilt 
umso mehr für den hier in Rede 
stehenden Teilabschnitt mit 
3,45 ha. 
 

Zurückweisung  
 
 
 
 
 
 
 
 
Zurückweisung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zurückweisung 
 
 
 

 
4. LRA LB       

     
 
 
 

 
Wie in der Begründung zum Be-
bauungsplan ausgeführt, ist der 
Bebauungsplan nicht aus dem Flä-
chennutzungsplan entwickelt. So-
weit der Bebauungsplan vor Ab-
schluss der Änderung des Flä-
chennutzungsplans der Verwal-
tungsgemeinschaft Bietigheim-

 
Der Gewerbeflächenbedarf der 
Gemeinde Ingersheim ist nach-
gewiesen und im Erläuterungs-
text zur Flächennutzungsplan-
änderung dargestellt. Die Auf-
stellung wurde dem Regie-
rungspräsidium bereits vorge-
legt und akzeptiert. 

 
Berücksichtigung 
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Behörde 

 
Stellungnahme Anmerkung Maßnahme 

Bissingen/Ingersheim/Tamm in 
Kraft treten soll, bedarf er der Ge-
nehmigung durch das Landratsamt 
Ludwigsburg. In diesem Zusam-
menhang bitten wir den Flächen-
bedarf entsprechend darzustellen 
und verweisen auf die vorliegende 
Stellungnahme des Regierungs-
präsidiums Stuttgart vom 
31.05.2013. 
  

EMail vom Regierungspräsidi-
um Stuttgart, vom 09.09.2013: 
„Das Regierungspräsidium 
Stuttgart als höhere Raumord-
nungsbehörde teilt mit, dass die 
Bedenken bezüglich des Be-
darfs an Gewerbeflächen in o.g. 
Planvorhaben mit dem von 
Ihnen vorgebrachten ergänzen-
den Vortrag ausgeräumt sind.“ 
Die Stellungnahme ist insoweit 
berücksichtigt. 
 

 
5.  Regierungs-

präsidium 
Stuttgart 

 
Aus raumordnerischer Sicht stehen 
dem Flächennutzungsplan weiterhin 
Bedenken entgegen. Diesbezüglich 
wird auf die Ausführungen in der 
Stellungnahme des Regierungsprä-
sidiums vom 02.02.2012 sowohl zu 
der 7. Änderung des Flächennut-
zungsplans im Parallelverfahren als 
auch zum laufenden Bebauungs-
planverfahren und in unseren wei-
tern Schreiben zum Bebauungs-
planverfahren vom 31.05.2013 an 
den Zweckverband „Gewerbepark 
Bietigheimer Weg“ verwiesen. 
Der Nachweis eines Flächenbedarfs 
für die Ausweisung gewerblicher 
Baufläche nach Maßgabe der „Hin-
weise zur Plausibilitätsprüfung“ des 
ehemaligen Wirtschaftsministeriums 
Baden-Württemberg vom 
01.01.2009 ist im Erläuterungsbe-
richt nicht erbracht. Der Verweis, 
eine Plausibilitätsprüfung werde im 
Zuge einer künftigen Flächennut-
zungsplanfortschreibung erfolgen, 
genügt nicht. 
 
Eine Auseinandersetzung mit dem 
im Plangebiet bestehenden Vorbe-
haltsgebiet für die Landwirtschaft 
nach PS 3.2.2 (G) Abs. 1 des Regi-
onalplans des Verbands Region 
Stuttgart (RP-VRS) und eine Abwä-
gung der konkurrierenden Nutzun-
gen gem. PS 3.2.2 (G) Abs. 2 RP-
VRS im Erläuterungsbericht fehlt. 
 
Die Abteilung Straßenwesen und 
Verkehr verweist auf ihre Stellungs-
nahme zum Bebauungsplan „Grö-
ninger Weg West“ an den Zweck-
verband „Gewerbepark Bietigheimer 
Weg“ vom 24.06.2013. Die Stel-
lungnahme gilt entsprechend.  

 
Die Bedenken wurden zwi-
schenzeitlich durch den er-
brachten Nachweis ausge-
räumt, siehe Stellungnahme 
vom 09.09.2013: 
Das Regierungspräsidium 
Stuttgart als höhere Raumord-
nungsbehörde teilt mit, dass die 
Bedenken bezüglich des Be-
darfs an Gewerbeflächen in o.g. 
Planvorhaben mit dem von 
Ihnen vorgebrachten ergänzen-
den Vortrag ausgeräumt sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Erläuterungsbericht wurde 
ergänzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die für den Flächennutzungs-
plan relevanten Punkte sind 
nachfolgend aufgeführt. 
 
 
 
 

 
Berücksichtigung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
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Behörde 

 
Stellungnahme Anmerkung Maßnahme 

 
Stellungnahme zum Bebauungs-
plan: 
Die Teilortsumfahrung lngersheim 
stimmt im südlichen Bereich nicht 
mit dem aktuellen Planungsstand 
(s. Anlage) überein. Die Darstellung 
ist an den aktuellen Planungsstand 
anzupassen. 
 
Industrie: Auf den Beitrag in der 
Stellungnahme des Regierungsprä-
sidiums Stuttgart vom 02.02.2012 
an den Zweckverband „Gewerbe-
park Bietigheimer Weg“ wird ver-
wiesen. 
 
Stellungnahme vom 02.02.2012: 
Es wird darauf hingewiesen, dass 
das geplante Gewerbegebiet am 
westlichen Ortsausgang von In-
gersheim im Geltungsbereich des 
Luftreinhalteplans Pleidelsheim - 
Ingersheim - Freiberg a.N. liegt. 
Eine Maßnahme ist das gebietsbe-
zogene Lkw-Durchfahrtsverbot 
(Lkw-DV), in dem sich die geplante 
Fläche befindet. Damit ist der Lie-
ferverkehr aus diesem und in dieses 
Gebiet vom Lkw-DV nicht betroffen. 
Die Wirkung der Maßnahme wird 
reduziert. Ein Herausnehmen des 
Gewerbegebiets aus dem Lkw-DV-
Gebiet würde den Verkehr anderen 
Kommunen zuweisen und mit er-
heblichen Umwegen verbunden 
sein. Dies dürfte nicht zumutbar 
sein. Aus Sicht der Luftreinhaltung 
sollte das Gewerbegebiet erst er-
weitert werden, wenn die verkehrli-
chen Voraussetzungen einer orts-
durchfahrtsfreien Erschließung 
durch den Bau der Teilortsumge-
hung Ingersheim und des BAB A81-
Halbanschlusses Freiberg gewähr-
leistet ist. 
 
Zur Aufnahme in das Raumord-
nungskataster wird gemäß § 26 
Abs. 3 LplG gebeten, dem Regie-
rungspräsidium nach Inkrafttreten 
des Planes eine Mehrfertigung da-
von - soweit möglich auch in digita-
lisierter Form - im Originalmaßstab 
zugehen zu lassen. 
 
EMail vom Regierungspräsidium 
Stuttgart, vom 09.09.2013: 

 
 
 
Die im Flächennutzungsplan 
eingezeichnete Teilortsumfah-
rung ist nachrichtlich übernom-
men und hat keine verbindliche 
Wirkung.  
 
 
Die für den Flächennutzungs-
plan relevanten Punkte sind 
nachfolgend aufgeführt. 
 
 
 
 
 
Die künftige Verkehrsmengen-
verteilung wurde in der Ver-
kehrsuntersuchung „Gewerbe-
park Bietigheimer Weg“ des 
Büros BS-Ingenieure, Ludwigs-
burg detailliert für eine Gewer-
begebietsausweisung mit 15,5 
ha ermittelt. Eine unzumutbare 
Verkehrszunahme für die rele-
vanten Straßenabschnitte in 
Ingersheim und den Nachbar-
kommunen konnte dabei nicht 
festgestellt werden. Dies gilt 
umso mehr für den hier in Rede 
stehenden Teilabschnitt mit 
3,45 ha. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nach Inkrafttreten wird eine 
Mehrfertigung in Papierform 
sowie in digitaler Form zuge-
sandt. 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zurückweisung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
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Behörde 

 
Stellungnahme Anmerkung Maßnahme 

Das Regierungspräsidium Stuttgart 
als höhere Raumordnungsbehörde 
teilt mit, dass die Bedenken bezüg-
lich des Bedarfs an Gewerbeflächen 
in o.g. Planvorhaben mit dem von 
Ihnen vorgebrachten ergänzenden 
Vortrag ausgeräumt sind.  
Wir bitten jedoch im Hinblick auf 
mögliche Betriebserweiterungen 
oder -neuansiedelungen im Einzel-
handelsbereich um Beachtung der 
Regelungen zu den sog. Einzelhan-
delsgroßprojekten und zur Agglo-
meration von Einzelhandelsbetrie-
ben (vgl. Plansatz 3.3.7 ff. des Lan-
desentwicklungsplans 2002 und 
Plansatz 2.4.3.2 ff. des Regional-
plans des Verbandes Region Stutt-
gart 2009) und schlagen vor, die 
Einhaltung der raumordnerischen 
Vorgaben mittels geeigneter Maß-
nahmen, wie z.B. entsprechender 
Festsetzungen in den Bauleitplä-
nen, sicherzustellen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
Der Flächennutzungsplan sieht 
für das Plangebiet gewerbliche 
Bauflächen vor. Detaillierte 
Regelungen zum im Gewerbe-
gebiet zulässigen Einzelhandel, 
werden auf Ebene der verbind-
lichen Bauleitplanung getroffen. 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
und 
Berücksichtigung 

 
6.  Regierungs-

präsidium 
Freiburg  

 
 

 
Stellungnahme 
Anlässlich der erneuten Offenlage 
des o.g. Planungsvorhabens ver-
weisen wir auf unsere früheren 
Stellungnahmen zur Planung. 
 
Stellungnahme 19.01.2012: 
Im Rahmen seiner fachlichen Zu-
ständigkeit für geowissenschaftliche 
und bergbehördliche Belange äu-
ßert sich das Landesamt für Geolo-
gie, Rohstoffe und Bergbau auf der 
Grundlage der ihm vorliegenden 
Unterlagen und seiner regionalen 
Kenntnisse zum Planungsvorhaben.  
 
Geotechnik 
Das Planungsgebiet befindet sich 
gemäß Geologischer Karte inner-
halb der Verbreitung von Gesteinen 
der Gipskeuper-Formation, die von 
Löß oder Lößlehm mit im Detail 
nicht bekannter Mächtigkeit über-
deckt sind.  
Verkarstungserscheinungen, wie 
Erdfälle, durch unterirdische Sulfat-
gesteinslösung sind nicht gänzlich 
ausgeschlossen. Diese können von 
Lockergesteinen so überdeckt sein, 
dass ihre Erkennung an der Erd-
oberfläche nur durch weitere Unter-
suchungen möglich ist. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Behörde 

 
Stellungnahme Anmerkung Maßnahme 

Mit einem oberflächennahen saiso-
nalen Schwinden (bei Austrock-
nung) und Quellen (bei Wiederbe-
feuchtung) des tonigen/tonig-
schluffigen Verwitterungsbodens ist 
zu rechnen.  
Objektbezogene Baugrunduntersu-
chungen gemäß DIN 4020 werden 
empfohlen. 
 

 
 
 
 
 
 
Im Bebauungsplan wird darauf 
hingewiesen. 
 
 

 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 

 
7.  Stadt Freiberg 

a.N. 

 
Die Stadt Freiberg verweist im Hin-
blick auf die Anregungen oder Ein-
wendungen auf ihre Stellungnahme 
zum Bebauungsplan „Gröninger 
Weg West“. 
 
Es wird angeregt, zur Lösung der 
Verkehrsproblematik (weitere) inter-
kommunale Gespräche zu führen. 
 
Stellungnahme zum Bebauungs-
plan: 
Der Gemeinderat der Stadt Freiberg 
a.N. hat in seiner Sitzung am 
07.05.2013 über die Stellungnahme 
beraten. Es bestehen weiterhin 
erhebliche Bedenken gegenüber 
dem Bebauungsplan „Gröninger 
Weg West“.  
Wie bereits in der Stellungnahme im 
Rahmen der frühzeitigen Beteili-
gung dargestellt, ist die Stadt Frei-
berg a.N. besorgt, dass es durch 
die Ansiedlung weiterer Gewerbe-
betriebe in diesem Bereich zu neu-
en Verkehrsbelastungen für die 
Stadt Freiberg a.N. insbesondere 
den Stadtteil Geisingen kommt. Es 
ist zu befürchten, dass durch die 
vorliegenden und die noch folgen-
den Planungen der (LKW-)Verkehr 
auf der Landesstraße L 1113 am 
westlichen Stadtrand von Freiberg 
a.N. erheblich steigt. Im Zusam-
menhang mit den LKWDurchfahrts-
verboten in den umliegenden Kom-
munen ist daher unabhängig von 
der Entstehung eines Autobahn-
halbanschlusses von großen Beein-
trächtigungen auszugehen.  
 

 
Die für den Flächennutzungs-
plan relevanten Punkte sind 
nachfolgend aufgeführt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die künftige Verkehrsmengen-
verteilung wurde in der Ver-
kehrsuntersuchung „Gewerbe-
park Bietigheimer Weg“ des 
Büros BS-Ingenieure, Ludwigs-
burg detailliert für eine Gewer-
begebietsausweisung mit 15,5 
ha ermittelt. Eine unzumutbare 
Verkehrszunahme für die rele-
vanten Straßenabschnitte in 
Ingersheim und den Nachbar-
kommunen konnte dabei nicht 
festgestellt werden. Dies gilt 
umso mehr für den hier in Rede 
stehenden Teilabschnitt mit 
3,45 ha. 
 

 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zurückweisung 

 
8.  Gemeinde 

Pleidelsheim 

 
Der Gemeinderat der Gemeinde 
Pleidelsheim hat in siener Sitzung 
am 06. Juni 2013 die Planungen 
des Zweckverbands „Gewerbepark 
Bietigheimer Weg“ zum Bebau-
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Behörde 

 
Stellungnahme Anmerkung Maßnahme 

ungsplan „Gröninger Weg West“ 
und die entsprechende Änderung 
des Flächennutzungsplans zur 
Kenntnis genommen. 
 
Der Hinweis aus der frühzeitigen 
Beteiligung am Bebauungsplanver-
fahren wird in diesem Rahmen 
nochmals bekräftigt. Auch in den 
von Ihnen neuerdings vorgelegten 
Planungen kann keine Lösung hin-
sichtlich der Abwicklung des zu 
erwartenden Verkehrsaufkommens 
festgestellt werden. Der zusätzliche 
Verkehr, der laut dem Verkehrsgut-
achten auf die Ingersheimer und 
auch die Pleidelsheimer Ortsdurch-
fahrt zukommt, ist nicht unerheblich.  
Daher sollte vor allem in der weite-
ren Planung des gesamten Gebiets 
die verkehrliche Abwicklung be-
dacht werden. Dem jetzigen Bauab-
schnitt steht die Gemeinde Plei-
delsheim offen gegenüber, jedoch 
den planerisch angedachten Erwei-
terungen skeptisch, bis eine ver-
kehrliche Lösung des Raums Plei-
delsheim / Freiberg / Ingersheim 
gegeben ist. 
 

 
 
 
 
 
Die künftige Verkehrsmengen-
verteilung wurde in der Ver-
kehrsuntersuchung „Gewerbe-
park Bietigheimer Weg“ des 
Büros BS-Ingenieure, Ludwigs-
burg detailliert für eine Gewer-
begebietsausweisung mit 15,5 
ha ermittelt. Eine unzumutbare 
Verkehrszunahme für die rele-
vanten Straßenabschnitte in 
Ingersheim und den Nachbar-
kommunen konnte dabei nicht 
festgestellt werden. Dies gilt 
umso mehr für den hier in Rede 
stehenden Teilabschnitt mit 
3,45 ha. 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Zurückweisung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
9.  Verband Re-

gion Stuttgart      
     
 
 
 

 
Es gilt weiterhin unsere Stellung-
nahme vom 29.02.2012: 
Gemäß Plansatz 2.4.0.5 (Z) dürfen 
in Gemeinden mit Eigenentwick-
lung nur Gewerbeflächen für den 
Erweiterungs- bzw. Verlagerungs-
bedarf ortsansässiger Unterneh-
men ausgewiesen werden. 
Daher würde eine Ausweisung der 
Gewerbefläche in Ingersheim als 
Gemeinde mit Eigenentwicklung 
zunächst gegen Ziele der Raum-
ordnung verstoßen, eine zusätzli-
che Begründung  ist hierfür erfor-
derlich. 
Die neu ausgewiesene Gewerbe-
fläche übersteigt außerdem den im 
Rahmen der Flächennutzungsplan-
fortschreibung genehmigten quanti-
tativen Gewerbeflächenbedarf. 
Bislang wird der Bedarf pauschal 
mit dem Mangel an Gewerbeflä-
chen begründet. Eine belastbare 
Bedarfsprognose, in welchem Um-
fang Flächen benötigt werden und 
für welchen Zeitraum, ist jedoch 
erforderlich. 

 
 
 
Der Gewerbeflächenbedarf der 
Gemeinde Ingersheim ist nach-
gewiesen und im Erläuterungs-
text zur Flächennutzungsplan-
änderung dargestellt. Die Auf-
stellung wurde dem Regie-
rungspräsidium bereits vorge-
legt und akzeptiert. 
EMail vom Regierungspräsidi-
um Stuttgart, vom 09.09.2013: 
„Das Regierungspräsidium 
Stuttgart als höhere Raumord-
nungsbehörde teilt mit, dass die 
Bedenken bezüglich des Be-
darfs an Gewerbeflächen in o.g. 
Planvorhaben mit dem von 
Ihnen vorgebrachten ergänzen-
den Vortrag ausgeräumt sind.“ 
Die Stellungnahme ist insoweit 
berücksichtigt. 
 
 
 
 
 

 
 
 
Berücksichtigung 
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Behörde 

 
Stellungnahme Anmerkung Maßnahme 

 
Durch geeignete Festsetzungen ist 
eine in der Summe der Verkaufs-
flächen großflächige Einzelhan-
delsagglomeration auszuschließen. 
Da das Gewerbegebiet ausdrück-
lich für die gewerbliche Nutzung 
gesichert werden soll, wird aus 
regionalplanerischer Sicht ange-
regt, Einzelhandelsnutzungen voll-
ständig auszuschließen. 
 
Der Regionalplan stellt für den Gel-
tungsbereich ein Vorbehaltsgebiet 
für Landwirtschaft dar. Die mit dem 
Vorbehaltsgebiet verbundenen 
Belange sind bei der Abwägung 
besonders zu berücksichtigen. 
 

 
Regelung erfolgt im Bebau-
ungsplanverfahren. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Erläuterungsbericht wurde 
ergänzt. 
  

 
Berücksichtigung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
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B  Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB 
 
 
 

 
Behörde 

 
Stellungnahme Anmerkung Maßnahme 

 
_____________, 
__________ 
_______,  
74379          
Ingersheim 

 

 
Stellungnahme zum Flächennut-
zungsplan, 1. Fortschreibung          
– 7. Änderung vom 21.03.2013 
(Gröninger Weg West)  
 
Widerspruch gegen den Flächen-
nutzungsplan mit der Aussage über 
Bebauungsplan „Gröninger Weg 
West“ und bereits beschlossenem 
Zweckverband und Verträge. 
 
Lt. Regionalregierung ist Ingersheim 
als interkommunaler Gewerbe-
standort nicht ausgewiesen. Ingers-
heim wird nur 3 ha Eigenentwick-
lung zugestanden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Lebens- und Wohnqualität der 
Bürger von Ingersheim, Pleidels-
heim und Freiberg verschlechtert 
sich durch mehr Verkehr, Lärm und 
Abgase. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es folgt eine große Flächenversie-
gelung.  
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Gewerbeflächenbedarf der 
Gemeinde Ingersheim ist nach-
gewiesen und im Erläuterungs-
text zur Flächennutzungsplan-
änderung dargestellt. Die Auf-
stellung wurde dem Regie-
rungspräsidium bereits vorge-
legt und akzeptiert. 
EMail vom Regierungspräsidi-
um Stuttgart, vom 09.09.2013: 
„Das Regierungspräsidium 
Stuttgart als höhere Raumord-
nungsbehörde teilt mit, dass die 
Bedenken bezüglich des Be-
darfs an Gewerbeflächen in o.g. 
Planvorhaben mit dem von 
Ihnen vorgebrachten ergänzen-
den Vortrag ausgeräumt sind.“ 
Die Stellungnahme ist insoweit 
berücksichtigt. 
 
Die künftige Verkehrsmengen-
verteilung wurde in der Ver-
kehrsuntersuchung „Gewerbe-
park Bietigheimer Weg“ des 
Büros BS-Ingenieure, Ludwigs-
burg detailliert für eine Gewer-
begebietsausweisung mit 15,5 
ha ermittelt. Eine unzumutbare 
Verkehrszunahme für die rele-
vanten Straßenabschnitte in 
Ingersheim und den Nachbar-
kommunen konnte dabei nicht 
festgestellt werden. Dies gilt 
umso mehr für den hier in Rede 
stehenden Teilabschnitt mit 
3,45 ha. 
 
Die Flächeninanspruchnahme 
erfolgt zugunsten der Sicherung 
und Schaffung von Arbeitsplät-
zen in Ingersheim. Zudem wer-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zurückweisung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Behörde 

 
Stellungnahme Anmerkung Maßnahme 

 
 
 
 
Folgekosten werden der Allgemein-
heit aufgebürdet. 
Ungewisse Gewerbesteuereinnah-
men, 40 % Gewerbesteuern gehen 
nach Bietigheim-Bissingen. 
 
Ein Verkehrskonzept gibt es nicht. 
 
 
 
 
 
 
 
Bietigheim-Bissingen vernichtet 
Gewerbebauplätze z.B. Valeo-Areal 
und Platz gegenüber OBI – ehe-
mals DLW. 
 
Anlage:  
Mein Widerspruch vom 15.05.2013 
gegen den Bebauungsplan „Grö-
ninger Weg West“. 
 
Es fehlt der Nachweis, dass Ge-
werbebetriebe Schlange stehen.  
 

den die Eingriffe gemäß den 
gesetzlichen Vorgaben ausge-
glichen. 
 
Nicht Gegenstand der Flächen-
nutzungsplanänderung. 
 
 
 
 
Ein Verkehrskonzept liegt vor. 
Auf Grundlage dieses Konzep-
tes wurde für den Bebauungs-
plan die Verkehrsuntersuchung 
„Gewerbepark Bietigheimer 
Weg“ des Büros BS-Ingenieure, 
Ludwigsburg angefertigt. 
 
Nicht Gegenstand der Flächen-
nutzungsplanänderung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Gewerbeflächenbedarf der 
Gemeinde Ingersheim ist nach-
gewiesen und im Erläuterungs-
text zur Flächennutzungsplan-
änderung dargestellt. Die Auf-
stellung wurde dem Regie-
rungspräsidium bereits vorge-
legt und akzeptiert. 
EMail vom Regierungspräsidi-
um Stuttgart, vom 09.09.2013: 
„Das Regierungspräsidium 
Stuttgart als höhere Raumord-
nungsbehörde teilt mit, dass die 
Bedenken bezüglich des Be-
darfs an Gewerbeflächen in o.g. 
Planvorhaben mit dem von 
Ihnen vorgebrachten ergänzen-
den Vortrag ausgeräumt sind.“ 
Die Stellungnahme ist insoweit 
berücksichtigt. 
 

 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
Zurückweisung 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
 
 
 

 
Aufgestellt: 
Bietigheim-Bissingen 
- Stadtentwicklungsamt -  
I-61/Rie 
AZ 61.20.05.01.07 
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